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Meinen  Eltern, 

denen  ich vieles  verdanke. 





Vorwort 

Vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 1993 von der Juristischen 
Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität  München als Inaugural-Disser-
tation angenommen. — Infolge ihrer Brisanz konnten vor Drucklegung noch 
diejenigen Fragenkreise fortgeschrieben bzw. ζ. T. neu eingefügt werden, 
welche durch das Aufflammen ausländerfeindlicher  Gewalttaten (Mölln,  So-
lingen  u. a.) und durch die folgenreiche Terroristenfestnahme  von Bad  Klei-
nen Ende Juni 1993 aufgeworfen  wurden. Nicht nur angesichts dessen aber 
wird die behandelte Materie wohl kaum zur Ruhe kommen und ihre tagespo-
litische Aktualität behalten — trotz oder vielleicht gerade wegen mancherlei 
Forderungen nach einem Abbau des Sicherheitsapparates in der Bundesrepu-
blik. 

Nicht (nur) weil es sich gehört, sondern weil mir sehr daran liegt, möchte 
ich an dieser Stelle vielfachen Dank abstatten: zuerst meinem Doktorvater 
Prof.  Dr.  Lerche  fur seine aufmerksame Betreuung, die mir viel Freiraum zur 
Verwirklichung eigener Ideen ließ und es mir ermöglichte, die Dissertation 
noch während der Referendarzeit  fertigzustellen; des weiteren Prof. Dr. Ba-
dura  fur die zügige Erstellung des Zweitgutachtens; ferner  den Mitarbeitern 
des Bundesnachrichtendienstes fur ihre freundliche Unterstützung, denen ich 
— unter Wahrung des erforderlichen  Geheimschutzes — manch hilfreiche 
Hintergrunderläuterung verdanke; schließlich all meinen Freunden, die mich 
bei Textverarbeitung, geschichtlichen Recherchen und beim Korrekturlesen 
tatkräftig unterstützt haben, insbesondere Thomas  Fox,  Thomas  Glöckler, 
Steffan  Heuer y  Barbara  und Birgit  Heinrich  sowie meiner Schwester und 
meiner lieben Leslie . 

Diese Arbeit wurde durch das Bundesministerium des Innern gefördert; 
auch dafür darf ich mich an dieser Stelle bedanken. 

Regensburg, im September 1993 

CA. G. 
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und dergleichen 
umgangssprachlich 
umstritten 
United Nations (Organization); Vereinte Nationen 
unstreitig 
und so weiter 

V. 

VereinsG 

VerfSchG-LSA 

VersammlG 
VGH 
vgl. 
W D S t R L 
VwGO 
VwVfG 

WaffG 

WRV 

ZAR 

zit. 
ZKA 
ZollG 

ZRP 
z . T . 
z. Zt. 

vom, von 
Gesetz zur Regelung des öffentlichen Vereinsrechts (Vereinsgesetz) v. 
05. 08. 1965 (BGBl. I S . 593) mit spät. Änd. 
Gesetz über den Verfassungsschutz im Land Sachsen-Anhalt v. 
14. 07. 1992 (GVB1. LSA 1992, S. 590) 
Gesetz über Versammlungen und Aufzüge (Versammlungsgesetz) 
i.d.F. der Bek. v. 15. 11. 1978 (BGBl. I S . 1790) mit spät. And. 
Verwaltungsgerichtshof 
vergleiche 
Veröffentlichungen  der Vereinigung Deutscher Staatsrecht-lehrer 
Verwaltungsgerichtsordnung i.d.F. v. 19. 03. 1991 (BGBl. I S . 686) 
(Bundes-) Verwaltungsverfahrensgesetz  v. 25. 05. 1976 (BGBl. I 
S. 1253) mit spät. Änd. 

Waffengesetz  i.d.F. der Bek. v. 08. 03. 1976 (BGBl. I S . 432) mit 
spät. Änd. 
Weimarer Reichsverfassung vom 11. 08. 1919 (RGBl. S. 1383) 

Richtlinien für die Zusammenarbeit der Verfassungsschutzbehörden, 
des Bundesnachrichtendienstes (BND), des Militärischen Abschirm-
dienstes (MAD), der Polizei und der Strafverfolgungsbehörden  in 
Staatsschutzangelegenheiten (Zusammenarbeitsrichtlinien) v. 
18.09. 1970 i.d.F. v. 23.07. 1973 [veröffentlicht  in FR v. 
07. 11. 1979, S. 5] 
zitiert 
Zollkriminalamt (ehem. Zollkriminalinstitut - ZKI -) 
Zollgesetz i.d.F. der Bek. v. 18. 05. 1970 (BGBl. I S . 529) mit spät. 
Änd. (im  Anhang auszugsweise  abgedruckt) 
Zeitschrift für Rechtspolitik 
zum Teil 
zur Zeit 

Im übrigen werden die allgemein gebräuchlichen Abkürzungen verwendet. Insofern wird auf 
den DUDEN zur deutschen Rechtschreibung, 20. Aufl., Mannheim/Leipzig/Wien/Zürich, 
1991, verwiesen. 
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Besieht man sich die regelmäßig wiederkehrenden Diskussionen um die 
Nachrichtendienste und faßt man sie in rechtliche Maßstabe, so wird schnell 
deutlich, daß die allermeisten Erörterungen mit konstanter Stetigkeit um zwei 
Problemfelder  kreisen: (a) um das grundrechtsrelevante Verhältnis zwischen 
den Geheimdiensten und dem durch sie "überwachten BürgerM sowie (b) um 
ihre deshalb dringend erforderlich  erscheinende Kontrolle, insbesondere auf 
parlamentarischer und gerichtlicher Ebene. Diese beiden eher defensiv-kri-
tisch ausgerichteten Aspekte stoßen in der deutschen Öffentlichkeit  auf ein 
stets waches Interesse und auf eine ausgeprägte Sensibilität. Dies mag zum 
einen mit der jüngeren deutschen Geschichte zusammenhängen, in der zwei 
totalitäre Regime - das sog. Dritte Reich und die DDR - übermächtige, men-
schenverachtende Geheimdienste unterhielten und es verstanden, mit diesen 
Waffen  ungeheuren Mißbrauch zu treiben. Zum anderen scheint schlichtweg 
die Tatsache Unbehagen zu erwecken, daß Nachrichtendienste auch im demo-
kratischen Staat notwendigerweise im geheimen  arbeiten müssen. Dieses 
"Spiel mit verdeckten Karten" macht es dem einzelnen meist unmöglich zu 
erahnen, ob und inwieweit er ein Objekt potentieller geheimdienstlicher 
Überwachung darstellt. Hauptanknüpfungspunkt fur die darauf aufbauende 
juristische Diskussion waren und sind daher die Freiheitsgrundrechte in ihrer 
klassischen Abwehrfunktion gegenüber dem Staat (status negativus),  insbe-
sondere das Recht auf informationelle Selbstbestimmung!, das der scheinbar 
unersättlichen "Informationsbegierde" der Geheimdienste wie auch anderer 
Behörden nach Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten Einhalt 
gebieten soll. Vor diesem Hintergrund verabschiedete der Bundestag mit Zu-
stimmung des Bundesrates Ende 1990 das sog. "Paket der Sicherheitsgeset-
ze", in dem er neben dem Bundesdatenschutzgesetzz auch das Bundesverfas-
sungsschutzgesetz3 - als Grundlage für das Bundesamt  für  Verfassungsschutz 
(BfV)  und die Zusammenarbeit in der Verfassungsschutzverwaltung - novel-

1 Zum Recht auf informationelle Selbstbestimmung s. BVerfGE  65, 1 ff.,  und Scholz/Pit-
schasy insbes. S. 66 ff. 

2 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) v. 20. 12. 1990 (BGBl. I S. 2954 [2955]). 
3 Amtl.: Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in Angelegenheiten 

des Verfassungsschutzes und über das Bundesamt fur Verfassungsschutz (Bundesverfassungs-
schutzgesetz - BVerfSchG - ) v. 20. 12. 1990 (BGBl. I S. 2954 [2970]). 
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lierte und darüber hinaus mit dem M AD-Gesetz4 und dem BND-Gesetz5 zum 
ersten Mal auch gesetzliche Grundlagen fur die beiden anderen bundesdeut-
schen Nachrichtendienste, den Militärischen  Abschirmdienst  ßiAD)  und den 
Bundesnachrichtendienst  (BND),  schuf. Zu etwa gleicher Zeit nahmen auch 
viele Landesgesetzgeber entsprechende Novellierungen in den alten Bundes-
ländern bzw. Erstverkündungen in den neuen Ländern vor.6 Viele Forderun-
gen und Anregungen der öffentlichen Diskussion wurden dabei in die Geset-
zesregelungen aufgenommen, um den zahlreichen datenschutzrechtlichen Ein-
wänden entgegenzukommen und die Nachrichtendienste auf eine zeitgemäße 
Rechtsgrundlage zu stellen.? Inwieweit dies gelungen ist, bleibt umstritten.8 

Mit diesem auch nach Erlaß der neuen Gesetze nicht versiegenden grund-
rechtsbezogenen und datenschutzrechtlichen Disput beschäftigt sich die vor-
liegende Arbeit indes nur am Rande. Statt der Beziehungen zwischen Staat 
und Bürger sollen andere Ausschnitte aus dem Recht der Geheimdienste Be-
achtung finden: ihre Verwaltungsorganisation, ihre Aufgaben und Zuständig-
keiten sowie ihre Verflechtungen untereinander und mit anderen Behörden. 
Diese Gebiete berühren den Bürger zwar nicht mit gleicher Schärfe und wur-
den in der einschlägigen Fachliteratur bisher - mutmaßlich aus diesem Grun-
de - vernachlässigt. Gleichwohl erscheint eine eingehendere Hinterfragung 
dieses Regelungskomplexes insbesondere aus rechtsstaatlichen Überlegungen 
heraus angezeigt und notwendig. Denn die Zuordnung von Zuständigkeiten 
und die dadurch erst ermöglichte Zuweisung konkret definierter  Aufgabenbe-
reiche ist eine verwaltungsrechtliche Grundvoraussetzung für rechtmäßiges 

4 Amtl.: Gesetz über den Militärischen Abschirmdienst (MAD-Gesetz - MADG -) v. 
20. 12. 1990 (BGBl. I S. 2954 [2977] - auszugsweise  abgedruckt  im Anhang). 

5 Amtl.: Gesetz über den Bundesnachrichtendienst (BND-Gesetz - BNDG -) v. 20. 12. 
1990 (BGBl. I S. 2954 [2979] - auszugsweise  abgedruckt  im Anhang). 

6 Vgl. ζ . B. das badenwürttembeigische Landesverfassungsschutzgesetz v. 22. 10. 1991 
(BWGB1. S. 639), das bayerische Verfassungsschutzgesetz v. 24. 08. 1990 (BayGVBl. S. 323), 
das hessische Verfassungsschutzgesetz v. 19. 12. 1990 (HessGVBl. S. 753) oder das neue Ge-
setz über den Verfassungsschutz im Land SachsenAnhalt v. 14. 07. 1992 (GVB1. LSA S. 590) 
und das neue Thüringische Verfassungsschutzgesetz v. 29. 10. 1991 (ThürGVBl. S. 527). 

7 Damit dürfte sich die Bundesrepublik, was demokratischen Rechtsstandard ihrer Bürger 
anbelangt, international an der Spitze befinden; vgl. Borgs,  Verfassungsschutz im internationa-
len Bereich, S. 165 ff.  (176, 178, 181, 201). 

8 Gusy,  ebd., S. 1295, kritisiert: "Die neuen Vorschriften werfen (...) zumindest ebenso 
zahlreiche Probleme auf, wie alte Fragen geklärt werden." Ebenso Bäumler,  ebd., S. 645, der 
meint, daß "im Sinne von mehr Präzision der Eingriffsvoraussetzungen  und Transparenz der 
Datenverarbeitung gegenüber dem Bürger (...) 'mehr drin' gewesen" wäre. Darüber hinaus 
schreibt DER SPIEGEL v. 06. 04. 1992 (Heft 15/1992), S. 90 ff.,  daß "die Schnüffelbeamten 
aus Köln das neue Verfassungsschutzgesetz" "mit lässiger Selbstherrlichkeit" auslegen und zi-
tiert dabei den ehem. Bundesbeauftragten für den Datenschutz, Alfred  Einwag:  "Der [erg.: 
Eckart  Werthebach,  Präsident des BfV] tut so, als ob es das Gesetz gar nicht gäbe" und "Wir 
haben Anhaltspunkte, daß die Dienstvorschriften [erg. des BfV] überhaupt noch nicht an die 
neue Rechtslage angepaßt sind." 
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staatliches Handeln, auch und gerade im so umstrittenen und beargwöhnten 
Bereich der Nachrichtendienste. 

Vor diesem Hintergrund bot sich folgender Aufbau fur diese Arbeit an: 

(1) Zunächst verdient der geschichtliche Kontext und die Frage nach der 
verfassungsrechtlichen Legitimation der Nachrichtendienste Beachtung. 

(2) Anschließend wird die verwaltungsrechtliche Ausgestaltung der Ver-
fassungsschutzbehörden in der Bundesrepublik einer näheren Untersuchung 
unterzogen. 

(3) Darauf folgt eine Ergrûndung des Verhältnisses der bundesdeutschen 
Nachrichtendienste zueinander und (4) ihrer zuständigkeitsrechtlichen Bezie-
hungen zu anderen Behörden, kurzum: ihrer Stellung innerhalb der deutschen 
Sicherheitsverwaltung. Die dabei gefundenen Ergebnisse werden schließlich 
auf aktuelle Fallkonstellationen wie ζ. B. gewalttätige Ausländerfeindlichkei-
ten, illegale Rüstungsexporte und die organisierte Kriminalität übertragen. 

Strukturell schlüsselt sich dies im einzelnen wie folgt auf: 

Zu (1): Der Überblick über (zeit-) geschichtliche Entwicklungen der Ge-
heimdienste im internationalen Kontext soll das nötige, wenngleich nicht aus-
schließlich juristische Fundament schaffen.  In Zusammenhang damit steht die 
Frage, auf welche Weise sich Nachrichtendienste in Anbetracht der rechtli-
chen Anforderungen des Grundgesetzes zu legitimieren vermögen. Diskus-
sionskern dürfte hier sein, ob und inwieweit sich ein freiheitlichdemokrati-
sches Staatswesen wie die Bundesrepublik, das beansprucht, an Recht, Gesetz 
und insbesondere auch an Durchsichtigkeit gebunden zu sein, Nachrichten-
dienste leisten kann und darf, die schon begriffsnotwendig  im verborgenen 
arbeiten müssen, wollen sie nicht zur Farce verkommen. Dieser Rechtferti-
gungsbedarf wird umso dringlicher, als die tiefgreifenden  (weit-) politischen 
Veränderungen der letzten Jahre Geheimdienste nach altem Muster überflüs-
sig zu machen scheinen. 

Zu (2): Gegenstand des zweiten Teils der Arbeit ist die international nahe-
zu einzigartige Besonderheit, daß sich die Bundesrepublik eine Vielzahl von 
Verfassungsschutzbehörden leistet und sich nicht, wie andere föderative Staa-
ten vergleichbaren Zuschnitts, mit einem zentralen Inlandsdienst bescheidet. 
Dies bringt es mit sich, die Arbeit von einem Amt fur Verfassungsschutz auf 
Bundesebene und 16 Behörden auf Länderebene zu koordinieren. Daß sich 
daraus mannigfaltige Rechtsbeziehungen mit verfassungsrechtlichem Klä-
rungsbedarf  sowie allfallige Zuständigkeitskollisionen ergeben, wurde im 
Schrifttum bisher wenig problematisiert: Dem "überwachten Bürger" steht in 
den allermeisten gesellschaftspolitischen oder auch juristischen Erörterungen 
jeweils nur "der  Verfassungsschutz m als Ganzes gegenüber, ohne daß dabei 


